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Bericht des Abgeordneten Dr. Preiß 


Die Achte Verordnung zur Änderung der Außen- 
wirtschaftsverordnung wurde vom Herrn Präsiden- 
ten des Deutschen Bundestages mit Schreiben vom 
13. April 1966 dem Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen zugewiesen mit der Auflage, dem 
Plenum bis zum 29. Juni 1966 zu berichten. Die Ver- 
ordnung wurde bereits im Bundesanzeiger Nr. 63 
vom 31. März 1966 verkündet. Nach § 27 Abs. 2 
des Außenwirtschaftsgesetzes hat der Bundestag das 
Recht, in einer Frist von vier Monaten nach Ver- 
kündung die Aufhebung zu verlangen. 

Der Ausschuß hat die Verordnung eingehend 
geprüft. Er hat es begrüßt, daß insbesondere 

1. Verträge über die Ausfuhr von Waren mit einem 
Käufer in einem Lande der Länderliste C (An- 
lage L) nur noch der Genehmigung bedürfen, 
wenn die Zahlung des Entgelts länger als 
180 Tage nach Lieferung der Ware gestundet 
wird, 

2. durch den neu eingefügten Absatz 6 des § 15 der 
Außenwirtschaftsverordnung in Verbindung mit 
der Ergänzung des § 18 AWG eine Verfahrens- 
erleichterung für Ausführer geschaffen wird, die 
laufend zahlreiche Sendungen ausführen, 

3. vertrauenswürdigen Einführern, die nach Art und 
Umfang ihres Gewerbes ständig bestimmte 
Waren in zahlreichen Sendungen einführen, ge- 
stattet wird, Einfuhrerklärungen bereits vor Ab- 
schluß der Einfuhrverträge abzugeben. 


4. in das erleichterte Einfuhrverfahren nach § 32 
Abs. 1 Nr. 3 der Außenwirtschaftsverordnung, 
durch das der Bezug von Warensendungen bis zu 
einem Wert von 240 DM aus dem Ausland ohne 
zeitraubende Förmlichkeiten, wie Beantragung 
einer Einfuhrgenehmigung oder Abgabe einer 
Einfuhrerklärung, ermöglicht wird, eine Reihe 
von Nahrungs- und Genußmitteln einbezogen 
wurde, die für den Direktbezug zum eigenen 
Verbrauch in erster Linie in Frage kommen. Da- 
bei blieben außer Berücksichtigung die Waren, 
deren Einfuhr besonderen Überwachungsvor- 
schriften zum Schutz des Lebens und der Gesund- 
heit von Menschen, Tieren und Pflanzen unter- 
liegt. Aus diesem Grunde wurde auch die Ein- 
fuhr von Wein- und Traubenmost auf die Men- 
gen begrenzt, die ohne Untersuchung auf Ein- 
Einfuhrerklärung, ermöglicht wird, eine Reihe 

5. die Bundesregierung durch die Änderung des 
§ 35 b Abs. 1 dem Beschluß Nr. 94 des Inter- 
nationalen Kaffeerats vom 12. Dezember 1965 
entspricht, wonach ab 1. April 1966 ein nach dem 
Internationalen Kaffeeübereinkommen 1962 vor- 
gesehenes Zeugnis auch dann vorzulegen ist, 
wenn Kaffee mit Ursprung in einem Mitglied- 
staat eingeführt wird. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen empfiehlt dem Hohen Haus, von seinem Auf- 
hebungsrecht keinen Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 25. Mai 1966 

Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Kurlbaum Dr. Preiß 

Amtierender Vorsitzender Berichterstatter 


zur Kenntnis genommen in der 45. Plenarsitzung am 27. Mai 1966 
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